
schütz, Energie und Reaktorschutz. Das stand nicht in meiner 
Vorlage.

Ich eröffne damit die Aussprache. Ursprünglich war geplant, 
mit der Fraktion Bündnis 90/Grüne zu beginnen. Ich denke, das 
hat sich damit erledigt. Oder?

(Dr. Dörfler, Bündnis 90/Grüne: Nein.)

Das machen Sie extra noch?

Dr. Dörfler für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Ja. Ich habe jetzt Gelegenheit, meine Meinung und die Auffas­
sung meiner Fraktion vorzutragen.

Ich persönlich stimme dem Umweltrahmengesetz zu. Dieses 
Umweltrahmengesetz ist unentbehrlich, und wir müssen es 
schnellstens in Kraft setzen. Dennoch habe ich einige wesentli­
che kritische Anmerkungen.

Dem Ausschuß ist es aus einer Reihe von Gründen kaum ge­
lungen, die besseren Positionen der DDR-Umweltgesetzgebung 
in ein künftiges gemeinsames Deutschland einzubringen. Ich 
nenne die Stichworte Abfallvermeidung, Recycling-Wirtschaft, 
teilweise schärfere Grenzwerte. Der Ausschuß hätte auch Signa­
le setzen können, um im westdeutschen Umweltrecht längst fäl- 

r ’:ge Änderungen zu befördern. Ich denke zum Beispiel auch an 
_^s seit Jahren in der Schublade liegende novellierte Bundesna­
turschutzgesetz. Diese Chance wurde vertan.

Meine Hauptkritik richtet sich auf zwei weitere Punkte: Die in 
Aussicht gestellte Freistellung neuer Unternehmen von der Alt­
lastensanierung wird ungeahnte Probleme nach sich ziehen. Ein 
ganz konkretes Beispiel: der gestern diskutierte Vertrag zwi­
schen der DDR und den drei größten bundesdeutschen Energie­
konzernen. In diesem Vertrag heißt es unter der Überschrift 
„Umweltaltlasten“ - ich zitiere -:

„Nach Maßgabe des vorgesehenen Umweltrahmengesetzes 
werden Anträge auf Freistellung von Umweltaltlasten bei 
den zuständigen Behörden gestellt. Über die Anträge wird 
kurzfristig entschieden.“

Das Ergebnis dürfte klar sein, wird Freistellung lauten. Die 
reichen und gut verdienenden Energieversorgungsunterneh­
men werden künftig von diesen Lasten befreit, und die Länder 
und Kommunen werden diese Lasten dafür zu tragen haben. 
Wer sonst?

Unser im Ausschuß gestellter Antrag, die Fortgeltung der al- 
>n Betriebsgenehmigungen der Kernkraftwerke wenigstens 

^~A)n fünf auf zwei Jahre zu beschränken, wurde mehrheitlich ab­
gelehnt. Die maroden Reaktoren von Greifswald dürfen nun also 
ertüchtigt werden und irgendwann wieder in Betrieb gehen, 
auch wenn der moderne Sicherheitsstandard nicht erreicht wer­
den kann. Es müßte uns doch bedenklich stimmen, wenn die 
bundesdeutschen Energieversorgungsunternehmen diese vier 
Kraftwerksblöcke aus dem derzeit diskutierten Vertragswerk 
ausklammern.

Völlig inakzeptabel ist die mögliche Freistellung der Kern­
kraftwerke von der Deckungsvorsorge. Jedes bundesdeutsche 
Atomkraftwerk muß eine Deckungsvorsorge für eventuelle 
Schadenersatzverpflichtungen nachweisen, sonst kann es nicht 
laufen. Die wesentlich unsichereren Kernkraftwerke der DDR 
brauchen nun keine Vorsorge für mögliche Unfälle und Schäden 
zu treffen, wenn sie die Gelder dazu nicht aufbringen. Jedes 
Kraftfahrzeug, welches in Betrieb ist, jeder Öltanker muß versi­
chert sein. Bei unseren Kernkraftwerken macht das Umweltmi­
nisterium eine Ausnahme, wenn sich keine Versicherung findet, 
die meint, das wäre versicherbar.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder: Herr Abgeord­
neter, sind Sie bereit, auf eine Zwischenfrage einzugehen?)

Ich habe noch einen letzten Satz. Übertragen auf mein persön­

liches Leben, erwäge ich, künftig keine Haftpflichtversicherung 
zu bezahlen, mein Auto weiterhin zu benutzen und bei einem 
möglicherweise - nicht wünschenswerten - eintretenden Unfall 
mich an den Verkehrsminister zu wenden mit der Bitte, die Schä­
den zu tragen. Herzlichen Dank.

(Beifall, vor allem bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Im Moment liegen drei Wortmeldungen vor. Bit­
te zweimal CDU, dann Bündnis 90/Grüne.

Dr. Gomolka (CDU/DA):

Herr Abgeordneter! Können Sie mir mitteilen, aus welchen 
Quellen Sie Ihre Kenntnisse haben über den Sicherheitsstan­
dard und die vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen im Kern­
kraftwerk, die nach Ihrer Einschätzung derart drastische Ein­
schränkungen zur Folge haben?

Wir hatten am Mittwoch zuletzt im Ausschuß für Umwelt, Na­
turschutz, Energie und Reaktorsicherheit eine Anhörung zum 
Thema Sicherheit der Kernkraftwerke in Greifswald, wobei bei­
de Reaktoruntersuchungskommissionen, die an diesem Thema 
gearbeitet haben, ihre Ergebnisse vorgestellt haben. Da müßten 
Sie eigentlich zu einem differenzierteren Urteil gekommen sein.

Dr. Dörfler (Bündnis 90/Grüne):

Das bin ich nicht in dieser Frage.

Clemens (CDU/DA):

Ich wollte Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, welches die größ­
ten Altlasten der Energiewirtschaft sind. Die größten Altlasten 
sind die Tagebaue und die erforderlichen Wiederurbarma­
chungsmaßnahmen, insbesondere dadurch, daß gewisse Tage­
baue nicht weitergeführt werden, aus denen die Aufschlußmas­
sen für die Sanierung anderer Restlöcher genutzt werden. Es ist 
doch wohl nicht Ihre Meinung, daß diese Tagebaue von fremden 
Firmen rekultiviert werden sollen.

Dr. Dörfler (Bündnis 90/Grüne):

Es fehlt bislang noch eine Erhebung über die Altlasten in unse­
rem Land. Diese Erhebung wäre sehr wünschenswert und not­
wendig.

Ich habe nicht gesagt, daß die Unternehmen, die bei uns jetzt 
neu investieren sollen, diese Altlasten tragen sollen. Ich bin nur 
der Meinung, daß die Unternehmen, die hier einsteigen und sehr 
gutes Geld machen, zumindest daran zu beteiligen sind.

Hildebrand(Bündnis90/Grüne):

Bei den Gründen für die Ablehnung der Veränderungsanträge 
im Ausschuß wurden nachteilige ökonomische Folgen genannt. 
Meine Frage ist: Herrscht nicht da in dem Ausschuß ein völlig 
veraltetes kurzfristiges ökonomisches Denken vor? Die Außer­
achtlassung ökologischer Gesichtspunkte führt immer und ohne 
Ausnahme früher oder später zu ökonomischen Nachteilen.

Dr. Dörfler (Bündnis 90/Grüne):

Ich habe jetzt Probleme: Soll ich als Ausschußvorsitzender 
antworten? Das würde mir sehr schwerfallen. Soll ich als Frak­
tionsmitglied antworten? Da stimme ich Ihren Worten voll und 
ganz zu. Das Vorschieben von ökonomischen Gründen im Um­
weltausschuß halte ich doch zumindest für kritikwürdig.

(Beifall)

Es ist eine falsche Ökonomie.
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